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zur Abänderung von Vorſchriften auf dem Gebiete des allgemeinen Beamtenrechts. 
Vom 25. Februar 1935. 


Auf Grund von $ 1 Ziff. 21 und $ 2 des Geſetzes zur Behebung der Not von Volk und Staat 
vom 24. Juni 1933 (G. Bl. S. 273) wird folgendes mit Geſetzeskraft verordnet: 


Abſchnitt ! 
Die Begründung des Beamtenverhältniſſes 
8 1 
Das Reichsbeamtengeſetz vom 31. März 1873 (Reichsgeſetzbl. S. 61) in der für Danzig geltenden 
Faſſung wird wie folgt geändert: 
1. $ 1 erhält folgende Faſſung: 
„Staatsbeamte im Sinne dieſes Geſetzes ſind Perſonen, die zur Freien Stadt Danzig in 
einem öffentlich⸗rechtlichen Dienſt⸗ und Treueverhältnis (Beamtenverhältnis) ſtehen. 
Das Beamtenverhältnis wird durch Aushändigung einer Urkunde begründet, in der die 
Worte „unter Berufung in das Beamtenverhältnis“ enthalten ſind. Wer keine ſolche Urkunde 
erhalten hat, iſt nicht Staatsbeamter im Sinne dieſes Geſetzes. Die Rechte der Staatsbeamten 
ſtehen ihm nicht zu. Unberührt bleiben die Beſtimmungen des Richterwahlgeſetzes in der z. Zt. 
geltenden Faſſung.“ 
2. Hinter $ 1 wird folgender $ 1 a eingefügt: 
„§S 1a 
Als Staatsbeamter darf nur berufen werden, wer die für ſeine Laufbahn vorgeſchriebene oder 
übliche Vorbildung oder ſonſtige beſondere Eignung für das ihm zu übertragende Amt beſitzt und 
die Gewähr dafür bietet, daß er jederzeit rückhaltlos für den Staat eintritt.“ 
3. Im 8 4 wird Abf. 1 geſtrichen. 
8 2 
Im 8 1 Abi. 1 des Reichsgeſetzes über die Haftung des Reichs für feine Beamten vom 22. Mai 
1910 GReichsgeſetzbl. S. 798) werden die Worte „(§ 1 des Reichsbeamtengeſetzes)“ geſtrichen. 


8 3 
N Wer vor dem Inkrafttreten dieſes Abſchnittes als Beamter in den Staatsdienſt berufen worden 
iſt, iſt Beamter im Sinne des Reichsbeamtengeſetzes, auch wenn er die im $ 1 des Reichsbeamten⸗ 
geſetzes in der Faſſung dieſer Verordnung bezeichnete Urkunde nicht erhalten hat. 


84 
Die Vorſchriften der 88 1 und 1 a des Reichsbeamtengeſetzes (in der Faſſung dieſer Verordnung) 
und des $ 3 gelten entſprechend für das Beamtenrecht der Gemeinden, Gemeindeverbände und der ſon⸗ 
ſtigen Körperſchaften, Anſtalten und Stiftungen des öffentlichen Rechts. Wenn in anderen Vorſchriften 
beſtimmte Formen für die Begründung des Beamtenverhältniſſes vorgeſehen waren, fo gelten bis 
zum Inkrafttreten dieſes Artikels nur dieſe Formen als Berufung im Sinne des $ 3, 


(Achter Tag nach Ablauf des Ausgabetages: 31. 3. 1935.) 
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Abſchnitt II 
Die Nebentätigkeit der Beamten 
8 5 

(1) Jeder Staatsbeamte bedarf der vorherigen Genehmigung: 

1. Zur Übernahme eines Nebenamtes, 

2. zur Übernahme einer Nebenbeſchäftigung gegen Vergütung, insbeſondere auch zur Ausübung 
eines Gewerbes oder einer gewerblichen Tätigkeit, ſelbſt wenn fie nur der Anterſtützung der 
Ehefrau oder der Kinder in dem von ihnen ausgeübten Gewerbe dient, zum Eintritt in den 
Vorſtand, Aufſichtsrat, Verwaltungsrat oder in ein ſonſtiges Organ einer Geſellſchaft, Ge- 
noſſenſchaft oder eines in einer anderen Rechtsform betriebenen Unternehmens und zur Über- 
nahme einer Treuhänderſchaft, es ſei denn, daß der Beamte die Tätigkeit auf Vorſchlag 
oder Veranlaſſung ſeiner vorgeſetzten Dienſtbehörde übernommen hat. Die Genehmigungs- 
pflicht it auch dann gegeben, wenn der Beamte nach außen nicht Träger der Nebenbeſchäfti⸗ 
gung iſt, dieſes Ergebnis aber nur durch Mißbrauch von Formen und Geſtaltungsmöglich⸗ 
keiten des bürgerlichen Rechts erzielt wird. 

(2) In den Durchführungsbeſtimmungen können gewiſſe Nebenbeſchäftigungen geringen Umfangs 
von der Genehmigungspflicht ausgenommen werden. 

(3) Nicht genehmigungspflichtig it eine ſchriftſtelleriſche, wiſſenſchaftliche, künſtleriſche oder Vor⸗ 
tragstätigkeit der Beamten ſowie die mit der Lehr- und Forſchungstätigkeit zuſammenhängende Gut- 
achtertätigkeit von Lehrern der Techniſchen Hochſchule. Die dienſtliche Verantwortlichkeit des Beamten 
für dieſe Nebenarbeiten bleibt unberührt; es iſt Pflicht der vorgeſetzten Behörde, Mißbräuchen ent- 
gegenzutreten. 

8 6 

Vergütungen im Sinne dieſes Abſchnittes ſind Leiſtungsentgelte, Aufwandsentſchädigungen, Sitzungs⸗ 
gelder und ſonſtige Bezüge in Geld oder Geldeswert und, ſoweit ſie die Sätze der Beſtimmungen für 
Beamte überſteigen, Fahrkoſten, Tage⸗ und Übernachtungsgelder. 


8 7 
Die Genehmigung darf nicht erteilt werden 

1. für eine Tätigkeit, die mit dem Anſehen des Beamtenſtandes oder mit Rückſichten auf das Ge⸗ 
meinwohl nicht vereinbar iſt, 

2. für eine Tätigkeit, die den dienſtlichen Belangen widerſpricht; dies iſt insbeſondere der Fall, 

a) wenn die Tätigkeit die regelmäßige Dienſtzeit des Beamten ſo ſtark in Anſpruch nimmt, 
daß er in der Erfüllung ſeiner Verpflichtung, ſich mit ſeiner ganzen Arbeitskraft dem 
Hauptamt zur Verfügung zu halten, behindert wird, 

b) wenn der Beamte eine ſchiedsrichterliche oder Gutachtertätigkeit in einer Sache ausübt, 
mit der die Behörde des Verwaltungszweiges, dem der Beamte angehört, amtlich befaßt 
iſt oder befaßt werden kann, es ſei denn, daß eine Behörde das Gutachten erfordert 
oder den Beamten als Schiedsrichter beſtellt, 

3. für eine Tätigkeit, durch die der Beamte in einen den Handel, das Gewerbe oder den Arbeits⸗ 
markt nachteilig beeinfluſſenden Wettbewerb mit anderen geeigneten Perſonen tritt, 

4. zum Eintritt in den Vorſtand, Aufſichtsrat, Verwaltungsrat oder in ein ſonſtiges Organ einer 
auf Erwerb gerichteten Geſellſchaft, Genoſſenſchaft oder eines in einer anderen Rechtsform be⸗ 
triebenen Unternehmens und zur Übernahme einer Treuhänderſchaft, ſofern damit unmittelbar 
oder mittelbar eine Vergütung verbunden iſt, es ſei denn, daß der Beamte die Tätigkeit auf 
Vorſchlag oder Veranlaſſung ſeiner vorgeſetzten Dienſtbehörde übernommen hat, 

5. für eine Tätigkeit, deren Vergütung der Höhe nach zu beanſtanden iſt. 


8 8 

(1) Auf die Erteilung der Genehmigung beſteht kein Anſpruch. Die Genehmigung kann bedingt 
und befriſtet werden. Sie iſt jederzeit widerruflich. Das gilt auch für die beim Inkrafttreten dieſer 
Verordnung erteilten Genehmigungen, ſelbſt wenn ein Widerruf nicht vorbehalten iſt. 

(2) Wird die Genehmigung widerrufen, ſo hat der Beamte die Tätigkeit unverzüglich einzu⸗ 
ſtellen; hierfür kann ihm eine angemeſſene Friſt geſetzt werden. 

(3) Scheidet der Beamte vor Ablauf des Zeitabſchnittes für den die Genehmigung erteilt iſt, aus 
ſeinem Hauptamt aus, ſo erliſcht die Genehmigung mit dieſem Zeitpunkt. 
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89 
Zuſtändig für die Erteilung der Genehmigung und den Widerruf iſt der Senat; er kann ſeine 
Befugniſſe auf nachgeordnete Behörden übertragen. 


8 10 

Jeder Beamte iſt verpflichtet, auf Anordnung des Senats jede Nebentätigkeit (Nebenamt, Neben⸗ 
beſchäftigung) im öffentlichen Dienſt auch ohne Vergütung zu übernehmen oder fortzuführen, ſofern die 
auszuübende Tätigkeit der Vorbildung oder Berufsbildung des Beamten entſpricht. 

Bei Richtern der ordentlichen Gerichtsbarkeit erfolgt die Zuteilung eines Nebenamts oder einer 
Nebenbeſchäftigung im öffentlichen Dienſt nur im Wege der ordentlichen Geſchäftsverteilung für das 
Hauptamt. 

8 11 

(1) Für eine Nebentätigkeit im Staatsdienſt ($ 10) wird dem Beamten eine Vergütung aus der 
Staatskaſſe nicht gezahlt. 

(2) Ausnahmen können vom Senat zugelaſſen werden 

a) bei Ausübung eines Lehramtes an der Techniſchen Hochſchule oder an der Hochſchule für 
Lehrerbildung, 

b) bei Teilnahme an Prüfungen, für die Gebühren erhoben werden, 

c) in beſonderen Fällen, wenn auf andere Weiſe eine geeignete Arbeitskraft ohne Mehraufwand 
nicht beſchafft werden kann, 

d) übergangsweiſe, beſonders in Fällen, in denen geſetzliche oder andere rechtliche Verpflichtungen 

beſtehen. ‘ 

(3) In den Fällen des Abſ. 2 darf eine Vergütung nur gewährt werden, ſoweit der Staatshaus⸗ 
haltsplan dies beſtimmt oder beſondere Mittel dazu zur Verfügung ſtellt. 


8 12 
Jede Vergütung, die einem Beamten für eine im Zuſammenhang mit feinem Hauptamt außer⸗ 
halb des Staatsdienſtes ausgeübte genehmigungspflichtige oder auf Vorſchlag oder Veranlaſſung ſeiner 
vorgeſetzten Dienſtbehörde übernommene Nebentätigkeit zufließt, iſt von ihm an die Kaſſe ſeiner vor⸗ 
geſetzten Behörde abzuliefern. Der Senat kann Grundſätze darüber aufſtellen, ob und inwieweit die 
Vergütung den Beamten belaſſen wird. 
§ 13 f 
Wird ein Beamter aus einer Tätigkeit im Vorſtand, Aufſichtsrat, Verwaltungsrat oder in einem 
ſonſtigen Organ einer auf Erwerb gerichteten Geſellſchaft, Genoſſenſchaft, oder eines in einer anderen 
Rechtsform betriebenen Unternehmens, die er auf Vorſchlag oder Veranlaſſung ſeiner vorgeſetzten 
Dienſtbehörde übernommen hat, haftbar gemacht, ſo iſt ihm ſein Schaden aus der Staats kaſſe zu 
erſetzen, es ſei denn, daß er ihn vorſätzlich oder grob fahrläſſig herbeigeführt hat; auch in dieſem 
Falle iſt ihm ſein Schaden zu erſetzen, wenn er im Auftrage eines Dienſtvorgeſetzten gehandelt hat. 
8 14 
Auf Beamte im Warteſtande finden die Vorſchriften der 88 5 bis 13 keine Anwendung; die 
allgemeinen Beamtenpflichten für Beamte im Warteſtande, insbeſondere auch die Pflicht zur Dienſt⸗ 
bereitſchaft, bleiben unberührt. 
8 15 


d Der Beamte darf keine Tätigkeit von ſeinem Hausſtand angehörenden Familienmitgliedern dulden, 
die mit dem Anſehen des Beamtenſtandes nicht vereinbar iſt. 


8 16 


Die Vorſchriften der 88 5 bis 15 gelten entſprechend für die Beamten der Gemeinden, Gemeinde⸗ 
verbände und ſonſtigen Körperſchaften, Anſtalten und Stiftungen des öffentlichen Rechts. 


8 17 
Mit dem Inkrafttreten der 88 5 bis 15 treten 
a) $ 16 des Reichsbeamtengeſetzes vom 31. März 1873 (R. G. Bl. S. 61), 
b) § 2 des Geſetzes betr. Anderung von Beſtimmungen des Beamtenrechts vom 19. Februar 
1926 (G. Bl. S. 38), 
c) 8 22 des Geſetzes über die Dienſtbezüge der unmittelbaren Staatsbeamten (Danziger Beſol⸗ 
dungsgeſetz) vom 19. Oktober 1928 (G. Bl. S. 329) 
außer Kraft. 
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Abſchnitt III 
Anderung diſziplinarrechtlicher Vorſchriften 
8 18 

In $ 74 des Reichsbeamtengeſetzes vom 31. 3. 1873 in der Faſſung der Bekanntmachung vom 
18. 5. 1907 (Reichsgeſetzbl. S. 245), abgeändert durch das Geſetz betr. die Abänderungen von Vor— 
ſchriften des Diſziplinarrechts vom 6. 7. 1923 (G. Bl. S. 763) und durch die Rechtsverordnungen zur 
Abänderung von Vorſchriften des Diſziplinarrechts vom 11. 1. 1929 (G. Bl. S. 25), vom 22. 5. 1931 
(G. Bl. S. 91), vom 16. 12. 1933 (G. Bl. S. 620) und vom 20. 1. 1934 (G. Bl. S. 16) treten an 
die Stelle der Worte: „bis zur Hälfte des Betrages“ die Worte: „bis zum Betrage“. 


§ 19 
Abſ. 1 des § 129 des Reichsbeamtengeſetzes vom 31. 3. 1873 in der in $ 18 genannten Faſſung 
erhält folgenden Wortlaut: 

„Der zu den Koſten ($ 128) nicht verwendete Teil des Einkommens wird dem Beamten nach⸗ 
gezahlt, wenn nicht das gerichtliche Straf- oder das Dilziplinarverfahren die Dienſtentlaſſung zur 
Folge gehabt hat.“ 

§ 20 
Der $ 132 des Reichsbeamtengeſetzes vom 31. 3. 1873 in der in § 18 genannten Faſſung erhält 
folgenden Wortlaut: 

„Im Falle des § 119 wird ein Viertel des Wartegeldes bezw. Ruhegehalts einbehalten, wenn 
wegen des Dienſtvergehens die Vorausſetzungen des § 125 Ziff. 1 und 2 vorliegen oder der 
Senat im Falle des § 127 die Einbehaltung eines Teiles der Bezüge verfügt. 

Die SS 128 bis 130 finden entſprechende Anwendung.“ 


8 21 
Mit dem Inkrafttreten des § 20 tritt Artikel II der Verordnung über die Abänderungen von 
Vorſchriften des Diſziplinarrechts vom 20. 1. 1934 (G. Bl. S. 16) außer Kraft. 


: 8 22 
Das Geſetz betr. Anderungen von Vorſchriften des Diſziplinarrechts vom 6. 7. 1923 (G. Bl. 
S. 763), abgeändert durch die Rechtsverordnungen zur Abänderung der Vorſchriften des Diſziplinar⸗ 
rechts vom 11. 1. 1929 (G. Bl. S. 25), vom 22. 5. 1931 (G. Bl. S. 91 und vom 16. 12. 1933 
(G. Bl. S. 620) wird wie folgt geändert: 
1. Artikel II § 3 Abſ. 1 Satz 2 erhält folgende Faſſung: 
„Richtet ſich das Verfahren gegen nichtrichterliche Beamte, jo ſollen mindeſtens 2 Mit: 
glieder ſich in richterlicher Stellung befinden.“ 
2. Artikel II S 4 Abſ. 2 Satz 1 erhält folgende Faſſung: 
„Richtet ſich das Verfahren gegen nichtrichterliche Beamte, jo ſollen mindeſtens 3 Mit- 
glieder ſich in richterlicher Stellung befinden.“ 
3. In Artikel II $ 4a treten an Stelle der Worte: „für die Dauer von 6 Monaten“ die 
Worte: „für die Dauer eines Jahres“. 
Folgender Satz wird dem Abſatz 1 des $ 4a angefügt: 
„Scheidet ein Mitglied vor Ablauf ſeiner Amtsperiode aus, ſo kann der Senat für den Reſt 
der Periode ein neues Mitglied ernennen.“ 


8 23 
Die Amtsdauer der gegenwärtigen Mitglieder der Diſziplinarkammer und des Dilziplinarhofes 
endet mit dem Inkrafttreten dieſer Verordnung. 


Abſchnitt IV 
Anderung verſorgungsrechtlicher Vorſchriften 
8 24 
Das Geſetz über die Verſetzung der unmittelbaren Staatsbeamten in den Warte- und Ruheſtand 
vom 23. Februar 1926 (G. Bl. S. 39) wird, wie folgt, geändert: 
1. $ 18 Abſ. (1) Ziffer 1 erhält folgende Faſſung: f 

„1. im Warteſtande im Danziger unmittelbaren Staats- oder öffentlichen Schuldienſt oder im 
Dienſt einer zur Freien Stadt Danzig gehörenden Gemeinde oder Gemeindeverbandsbe— 

hörde verwendet worden iſt, oder“ 
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2. Dem $ 18 wird folgender Abſ. (4) hinzugefügt: 
„(4) Die Zeit, während welcher ein Beamter ſich im Warteſtande befunden hat, ohne 
gemäß Abi. 1 Nr. 1 verwendet worden zu fein, wird zur Hälfte angerechnet.“ 
Ss 25 
§ 24 tritt mit dem 1. Juli 1935 in Kraft. Die vor dem 1. Juli 1935 im Warteſtand ohne Ber: 
wendung im Danziger unmittelbaren Staats- oder öffentlichen Schuldienſt oder im Dienſte einer zur 
Freien Stadt Danzig gehörenden Gemeinde oder Gemeindeverbandsbehörde verbrachte Zeit iſt voll als 
ruhegehaltsfähig anzurechnen. 
Abſchnitt V 
Schluß vorſchriften 
8 26 
Die zur Durchführung dieſer Verordnung erforderlichen Durchführungsverordnungen und Allge⸗ 
meinen Verwaltungsvorſchriften erläßt der Senat. 
8 27 
Dieſe Verordnung tritt, mit Ausnahme des Abſchnittes IV, mit der Verkündung in Kraft. 


Danzig, den 25. Februar 1935. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig 
Greiſer Dr. Wiercinski⸗Keiſer v. Wnuck 
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Schriftleitung: Geſchäftsſtelle des Geſetzblattes und Staatsanzeigers. — Druck von A. Schroth in Danis. 
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